
 

 
 
 
 
 

Steuern wir auf einen Weltkrieg zu? - Vijay Prashad 

 
 

Das Transkript gibt möglicherweise aufgrund der Tonqualität oder anderer Faktoren den 
ursprünglichen Inhalt nicht wortgenau wieder. 

 
 

Zain Raza (ZR): Vielen Dank für Ihr Interesse an der heutigen Folge von Die Quelle. Ich bin 
Ihr Moderator Zain Raza. Bevor wir beginnen, möchte ich Ihnen eine wichtige Ankündigung 
mitteilen. Im August reduzieren sich unsere Produktionskapazitäten, da sich unsere 
Teammitglieder eine Auszeit nehmen, um Zeit mit ihren Familien und Kindern zu verbringen. 
In diesem Monat werden wir nur ein bis zwei Videos pro Woche produzieren, und im 
September, wenn unsere Teammitglieder zurück sind, werden wir unsere 
Produktionskapazität wieder auf vier bis fünf Videos pro Woche steigern können. Wenn Sie 
dazu beitragen möchten, unsere Produktionskapazitäten zu erhöhen und die Qualität unseres 
Journalismus zu verbessern, können Sie noch heute spenden. Auf dem Bildschirm erscheint 
nun ein PayPal-Barcode. Wenn Sie diesen mit der Kamera Ihres Smartphones scannen, 
können Sie ganz unkompliziert an uns spenden. In der Beschreibung unten finden Sie zudem 
Informationen zu unserem Bankkonto sowie zu weiteren Spendenplattformen.  

Heute spreche ich mit dem Autor und Journalisten Vijay Prashad. Vijay ist Autor von mehr 
als 30 Büchern, darunter The Withdrawal: Iraq, Libya, Afghanistan, and the Fragility of U.S. 
Power (Der Rückzug: Irak, Libyen, Afghanistan und die Fragilität der Macht der USA). 
Vijay, herzlich willkommen zurück in der Sendung. 

Vijay Prashad (VP): Danke. Vielen Dank. 

ZR: Lassen Sie uns dieses Interview mit dem Thema Iran beginnen, und zunächst werde ich 
die Entwicklungen für unsere Zuschauer kurz zusammenfassen. Ende Februar begannen die 
Vereinigten Staaten und Israel einen Angriffskrieg gegen den Iran. Nach rund 40 Tagen 
intensiver Kämpfe und dem Scheitern eines Regimewechsels im Iran einigten sich 
Washington und Teheran schließlich im Juni auf ein Memorandum of Understanding. Dieses 
sah die Beendigung der Feindseligkeiten, die Aufhebung der US-Seeblockade, eine 
Lockerung der Sanktionen, die Freigabe eingefrorener iranischer Vermögenswerte, den 
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Wiederaufbau sowie die Wiederöffnung der Straße von Hormus durch den Iran vor. Zudem 
wurde ein 60-tägiger Verhandlungsprozess zur Ausarbeitung eines endgültigen Abkommens 
über die Uranvorräte und das Anreicherungsprogramm des Iran festgelegt. Doch das 
Rahmenabkommen zerfiel rasch. Zu erneuten Kämpfen kam es, als Handelsschiffe begannen, 
von den USA und Oman unterstützte Routen nahe der omanischen Küste zu nutzen, ohne 
sich mit dem Iran abzustimmen. Teheran betrachtete dies als Verstoß gegen das Abkommen 
und griff Schiffe an, die diese Route benutzten. Washington reagierte schließlich mit 
Vergeltungsmaßnahmen, was eine weitere Runde von Angriffen auslöste, die bis zum 29. Juli 
andauerte. Der Iran hat nun einen umfassenderen und straffer strukturierten Vorschlag 
vorgelegt. Teheran fordert einen umfassenden Waffenstillstand, der den Iran und seine 
Verbündeten im Libanon, im Gazastreifen, im Jemen und im Irak einschließt, den 
vollständigen Abzug der US-Streitkräfte aus der Region sowie die Aufhebung der Blockade, 
Kriegsentschädigungen, die Aufhebung der Sanktionen und die Freigabe der eingefrorenen 
iranischen Vermögenswerte. Die Straße von Hormus bleibt geschlossen, bis diese Fragen 
vollständig geklärt sind; erst dann sollen substanzielle Atomverhandlungen folgen. 
Washington hat bereits wichtige Elemente dieser Forderungen zurückgewiesen, und der Iran 
erklärte diese Woche, die Vermittlungsbemühungen hätten keinerlei Fortschritte gebracht. 
Könnten Sie zunächst eine Einschätzung des Krieges für uns vornehmen und anschließend 
erläutern, was die Abkehr vom Memorandum of Understanding vom Juni hin zum jüngsten 
Vorschlag des Irans bedeutet? Verfolgt Teheran tatsächlich eine maximalistische 
Verhandlungsstrategie, wie es viele westliche Medien vermuten? Oder hat der Krieg die 
Verhandlungsposition des Irans gegenüber den USA tatsächlich gestärkt? 

VP: Zunächst einmal haben Sie tatsächlich Recht mit Ihrer Feststellung, wenn Sie sagen, 
dass die Vereinigten Staaten und Israel am 28. Februar einen Angriffskrieg begonnen haben. 
Es gab keinen Grund für diesen Krieg. Es gab kein Mandat des UN-Sicherheitsrates. In 
diesem Sinne handelt es sich um einen Angriffskrieg, und wenn man auf die Geschichte 
zurückblickt, waren Angriffskriege – insbesondere nach dem Zweiten Weltkrieg – eine 
äußerst schwerwiegende Angelegenheit. Sie wurden in Nürnberg und Tokio dermaßen ernst 
genommen, dass die Personen, die den Angriffskrieg initiiert hatten, zum Tode verurteilt 
wurden. Sie wurden hingerichtet. Diese Angelegenheit ist äußerst schwerwiegend. Die 
Vereinigten Staaten haben dem Iran diesen Krieg aufgezwungen. Der Iran wollte diesen 
Krieg nicht. Die Straße von Hormus war vor dem 28. Februar vollständig für den 
Schiffsverkehr geöffnet; es stand außer Frage, dass irgendjemand sein Recht auf seine 
Hoheitsgewässer geltend machen würde. Da die Vereinigten Staaten jedoch einen 
asymmetrischen Krieg gegen den Iran begonnen hatten, beschloss der Iran – gemeinsam mit 
Oman, wie ich hinzufügen muss, weil sich der Oman von den Vereinigten Staaten betrogen 
fühlte. Der Oman hatte vor dem 28. Februar zwischen dem Iran und den USA vermittelt; 
tatsächlich war über den diplomatischen Kanal des Omans eine Einigung erzielt worden. 
Doch nun schloss sich der Oman, der sich von den Vereinigten Staaten betrogen fühlte, dem 
Iran an, und beide Länder beschlossen, ihr Recht auf ihre Hoheitsgewässer auszuüben. Die 
Meeresenge von Hormus unterliegt entweder iranischer oder omanischer Hoheitsgewalt; es 
gibt dort keine internationalen Gewässer. Wenn sie sagen: Gut, Sie führen also einen 
Angriffskrieg gegen uns, wir werden den Zugang zur Straße von Hormus einschränken, was 
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bedeutet, dass Öltanker, Düngemittel und alles andere daran gehindert werden, in der 
Meerenge durchzufahren. 

Und dann sagten die Iraner und Omanis: Wir werden eine Maut erheben, wenn Sie in Zukunft 
hier durchfahren wollen. Da Sie eine sehr friedliche Wasserstraße zerstört haben, werden wir 
nun eine Mautstelle einrichten. Wir werden kontrollieren, wer durchfährt, wir werden die 
Schiffe und andere Fahrzeuge überprüfen. Wir werden Aufzeichnungen über den 
Schiffsverkehr führen, der hier passiert. Vielleicht gab es bereits zuvor Aufzeichnungen, doch 
nun wird es sich um offizielle Aufzeichnungen handeln. All dies haben die Iraner vorgelegt. 
Und im Interimsabkommen vom 17. Juni gab es den Eindruck, dass die Vereinigten Staaten 
bereit waren, zumindest in der Verhandlungsphase den Forderungen der Iraner zuzustimmen. 
Seit dem 17. Juni – wobei es sich nicht um ein Abkommen, sondern um ein 
Interimsabkommen handelte, und es auch kein vollständiger Waffenstillstand war, da die 
Vereinigten Staaten den Iran weiterhin punktuell bombardierten – haben die USA und Israel 
dies routinemäßig fortgesetzt. Daraufhin erklärten die Iraner: Wenn das der Fall ist, fordern 
wir den Abzug der US-Truppen aus der Region. Wir wollen Sicherheit für die gesamte 
Region, nicht nur für den Iran, und eine angemessene Vereinbarung mit allen Akteuren in der 
Region. 

Sehr interessant, Zain, und damit möchte ich zum Schluss kommen: Tatsächlich haben die 
Vereinigten Staaten die Kontrolle über die Verhandlungen verloren. Genau das ist geschehen. 
Es ist nicht so, dass der Iran maximalistische Forderungen stellt. Sie sagen lediglich: Wir 
können Ihnen nicht vertrauen. Wir vertrauen Ihnen weder bei einer vorläufigen Vereinbarung 
noch bei einem Waffenstillstand. Wir vertrauen Ihnen nicht, daher brauchen wir Garantien. 
Und dafür müssen Ihre Truppen die Region verlassen, sonst werden wir ihre Stützpunkte 
weiterhin angreifen. Und als Folge der Tatsache, dass der Iran die Sicherheitsfrage auf den 
Tisch gebracht hat, haben Pakistan – das hier eine sehr wichtige Rolle gespielt hat –, die 
Türkei und Saudi-Arabien das Mekka-Abkommen in Mekka, Saudi-Arabien, geschlossen, 
womit sie effektiv ihre eigene Sicherheitszone geschaffen haben. Und offenbar wurde dies 
mit dem Wissen des Iran geschaffen. Es handelt sich also nicht um eine anti-iranische 
Angelegenheit. Sie nehmen die regionale Sicherheit ebenfalls selbst in die Hand. Sie halten 
die Vereinigten Staaten davon fern. Und das ist tatsächlich eine Lehre für uns: Das 
Mekka-Abkommen ist eine Folge des Strebens des Iran nach regionaler Sicherheit ohne die 
Vereinigten Staaten und Israel. 

ZR: Was halten Sie von dem Argument, dass der Iran letztendlich zu einem Kompromiss 
gezwungen werden könnte, sofern die Vereinigten Staaten lediglich genügend Druck 
aufrechterhalten würden? So wurde beispielsweise die iranische Wirtschaft durch jahrelange 
Sanktionen und Krieg erheblich geschwächt. Die Inflation untergräbt weiterhin den 
Lebensstandard, und das Land hat in diesem Jahr bereits erhebliche innenpolitische Unruhen 
erlebt. Gleichzeitig haben Angriffe der USA und Israels Teile der iranischen 
Produktionsinfrastruktur für ballistische Raketen beschädigt und ein Arsenal dezimiert, 
dessen genaue Größe zwar unbekannt bleibt, das jedoch dennoch als beeinträchtigt angesehen 
werden kann. Was halten Sie also von diesem Argument? 
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VP: Ich denke, es stimmt, dass der Iran tatsächlich einen schweren Schlag erlitten hat, weil es 
sich hier um einen asymmetrischen Krieg handelt. Es stimmt aber auch, dass es Länder in 
Asien gibt, die schlichtweg keinen Zusammenbruch des Iran wollen. Und das iranische Volk 
selbst scheint ziemlich stark zu sein. Es gibt einen großen Teil der Bevölkerung, der die 
Verhandlungsposition offenbar voll und ganz unterstützt. Ich habe mit einer Reihe iranischer 
Journalisten, Wissenschaftler und anderen gesprochen, und der allgemeine Eindruck ist, dass 
der Regierung eine Art Würde innewohnt, die sie antreibt. Dabei handelt es sich wiederum 
nicht um eine maximale Forderung, sondern man könnte fast sagen, um eine 
Mindestforderung. Sie sagen: Wir wollen nicht, dass unsere Sicherheit bedroht wird. Und so 
ist es nicht nur das iranische Volk – ein großer Teil davon steht hinter der Regierung –, 
sondern auch die Chinesen wollen meiner Meinung nach nicht, dass der Iran untergeht. Die 
Pakistaner wollen ebenfalls nicht, dass der Iran zusammenbricht. Hier besteht ein sehr 
interessante Interessenskonstellation. Allein die Tatsache, dass nun nordkoreanische Truppen 
auf russischer Seite in der Ukraine kämpfen, dass höchstwahrscheinlich russische Militärhilfe 
in den Iran eintrifft und gleichzeitig die Ukrainer Interesse daran zeigen, die iranischen 
Drohnenproduktionsstätten anzugreifen – denn vergessen wir nicht, dass der Iran Russland 
mit Drohnen beliefert hat – macht deutlich, dass es sich hierbei um miteinander verflochtene 
Konflikte handelt. Und viele Länder zeigen Interesse an den Geschehnissen, sodass man die 
Iran-Frage nicht isoliert von den Ereignissen in der Ukraine oder in Deutschland, dem 
sogenannten „ReArm Europe“, betrachten kann. Diese Themen verflechten sich mittlerweile 
zunehmend, und ich würde sagen, die Menschen sollten etwas innehalten und vorsichtig sein, 
damit wir nicht in einen echten Weltkrieg geraten. 

ZR: Apropos Geopolitik und Weltkrieg: Wie sieht die Lage auf dem globalen Schachbrett 
aus, um den Begriff des ehemaligen nationalen Sicherheitsberaters Zbigniew Brzezinski zu 
verwenden? Ich meine, eine Zeit lang schien es, als hätte der Westen mit dem Sturz von 
Baschar al-Assad im Dezember 2024 und anschließend mit der Entführung von Maduro in 
Venezuela die Oberhand gewonnen. Und nun erleben wir eine Art Wandel, da der Iran eine 
Herausforderung darstellt und Russland sowie China stützt. Wie manifestiert sich dieser 
Konflikt Ihrer Meinung nach? Und sehen wir im Hintergrund den Niedergang des 
US-Imperiums im Westen, oder handelt es sich um ein globales Patt? 

VP: Nein, ich denke, es ist eine sehr komplizierte Phase. Lassen Sie uns dies Punkt für Punkt 
durchgehen. Es ist absolut richtig, dass der Iran im Falle Syriens viel verloren hat, 
insbesondere da er die Hisbollah nicht mehr ohne Weiteres unterstützen kann. Die Israelis 
haben viel gewonnen; sie haben die Hisbollah wirklich schwer getroffen. Die Ermordung von 
Sayyed Hassan Nasrallah war ein schwerer ideologischer und politischer Schlag für die 
Hisbollah. Der Sturz der Regierung in Syrien, die Einsetzung eines im Grunde gefügigen 
Ahmed al-Scharaa und die dauerhafte Besetzung des Golan plus – weil Israel seine 
Golanhöhen tatsächlich ausgeweitet hat, eine Region, die über den Golan hinausgeht und die 
es besetzt hält; zudem hält es große Teile des Libanon besetzt. Das ist ein großes Spiel für 
Israel. Wir sollten das nicht herunterspielen. Die Palästinenser befinden sich in einer 
schwierigeren Verhandlungsposition, da regionale Verbündete wie Ägypten und Jordanien 
völlig schweigen. Die arabischen Golfstaaten konzentrieren sich nun auf den Iran. Die 
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Palästinafrage wurde faktisch von der Tagesordnung gestrichen. Derzeit führen die Israelis im 
Westjordanland tatsächlich einen Ausrottungsfeldzug durch. Und dies findet in der 
internationalen Presse kaum Beachtung. Plötzlich herrscht in Regionen wie Europa, wo 
ständig von Menschenrechten gesprochen wird, absolutes Schweigen über die Geschehnisse 
in Ostjerusalem, im Westjordanland und so weiter. Für Israel bedeutet dies einen enormen 
Gewinn. Und auch in Lateinamerika verzeichnet Israel enorme Fortschritte. Argentinien hat 
die sogenannten Isaak-Abkommen ins Leben gerufen, die lateinamerikanische Version der 
Abraham-Abkommen. Bislang sind nur Argentinien und Israel Unterzeichner, doch schon 
sehr bald werden Kolumbien, Costa Rica und weitere Länder beitreten. Israel und die 
Vereinigten Staaten erzielen in Lateinamerika große Erfolge – das sollten wir nicht 
unterschätzen. Die Welt befindet sich also im Wandel. Es herrscht kein Patt oder Ähnliches – 
sie ist im Wandel begriffen. 

Und die Themen Kuba, Palästina und damit auch Israel, der Iran sowie die Ukraine, das sind 
nach wie vor die zentralen Themen. Europa konzentriert sich intensiv auf die 
Wiederaufrüstung, um es mit den Russen aufzunehmen – in einem quixotischen Versuch, 
Russlands Atommacht irgendwie zu besiegen. Am Horizont zeichnet sich viel Wahnsinn ab. 
Philosophisch gesehen – rein philosophisch betrachtet – stehen wir am Rande einer Art 
geopolitischen Wahnsinns, und die Menschen sind einfach nicht in der Lage, sich 
zurückzulehnen, das große Ganze zu betrachten und zu sagen: Moment mal, lassen Sie uns 
hier Alarm schlagen und zum Frieden aufrufen. Ich sehe einfach keine Macht, die versucht, 
dies zu tun. Die Chinesen veröffentlichen ja immer wieder diese Erklärungen zur Global 
Governance. Sie sprechen von der Notwendigkeit eines verstärkten Dialogs und so weiter. 
Aber die Menschen scheinen dem keine Beachtung zu schenken, und der Ruf nach 
Aufrüstung und Krieg ist so laut. Er ist ohrenbetäubend. Er ist absolut ohrenbetäubend und 
geht mit enormen Kosten für die Menschen auf der ganzen Welt einher – auch dort, wo Sie 
gerade in Deutschland sind, wo die Wirtschaft geradezu zusammenbricht. Im Dienste wovon? 
Des Baus von Panzern? Ich meine, was wollen sie eigentlich? Den Zweiten Weltkrieg noch 
einmal führen? Ich verstehe das nicht. 

ZR: Lassen Sie uns, wie von Ihnen erwähnt, einen genaueren Blick auf den Konflikt 
zwischen Israel und Palästina werfen. Ende Juli berichteten die Leitmedien, dass die Hamas 
einen von den USA unterstützten 15-Punkte-Rahmenplan akzeptiert habe, der eine 
Entwaffnung der Hamas und die Bildung einer technokratischen palästinensischen 
Verwaltung parallel zum Rückzug Israels aus dem Gazastreifen vorsah. Der Prozess ist 
seitdem in eine Sackgasse geraten: Israel lehnte diesen Vorschlag ab und besteht auf einer 
vollständigen Entwaffnung der Hamas als Voraussetzung für seinen Rückzug, während die 
Hamas das Gegenteil fordert. Die israelischen Militäroperationen im Gazastreifen dauern an, 
wie Sie bereits erwähnt haben, während die Konfrontation mit dem Iran weitgehend 
abgeklungen ist. Dies geschieht inmitten einer verheerenden humanitären Lage. Im Juni kam 
beispielsweise eine UN-Kommission zu dem Schluss, dass israelische Behörden und 
Sicherheitskräfte palästinensische Kinder gezielt angegriffen hätten, was zu Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen sowohl im Gazastreifen als auch 
im Westjordanland geführt habe. Dem Bericht zufolge wurden durch israelische Maßnahmen 
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zwischen Oktober 2023 und Oktober 2025 rund 20.000 palästinensische Kinder getötet und 
mehr als 44.000 verletzt. Eine weitere UN-Untersuchung vom vergangenen Monat ergab, 
dass 63 % der befragten Haushalte weniger als sechs Liter Trinkwasser pro Person und Tag 
erhielten, während 60 % in einem Umkreis von zehn Metern um ihre Unterkunft Abwasser 
oder menschlichen Kot ausgesetzt waren. Hier in Deutschland habe ich seit Inkrafttreten des 
sogenannten Waffenstillstands im Oktober 2025 beobachtet, dass Gaza weitgehend aus der 
regulären Berichterstattung zur Hauptsendezeit verschwunden ist. In Sendungen wie der 
Tagesschau wird über die humanitäre Lage nur noch äußerst selten berichtet, während 
Begriffe wie Völkermord, Apartheid und ethnische Säuberung weitgehend vermieden oder 
lediglich als Anschuldigungen dargestellt werden. Könnten Sie zunächst etwas zur 
Berichterstattung über den Gazastreifen in den Konzernmedien sagen und anschließend den 
sogenannten Friedensplan sowie den Streit um die Entwaffnung der Hamas und den Rückzug 
Israels bewerten? 

VP: Lassen Sie uns das Ganze im Zusammenhang betrachten, Zain, weil ich nicht glaube, 
dass man den Gazastreifen isoliert betrachten sollte. Es gibt nämlich drei Teile des von Israel 
besetzten palästinensischen Gebiets: den Gazastreifen, das Westjordanland und Ostjerusalem. 
Derzeit ersticken die Israelis alle drei Gebiete; ein großer Teil Ostjerusalems wurde bereits 
übernommen und wird tatsächlich für Botschaften ausländischer Regierungen genutzt. Es ist 
ein absoluter Skandal, dass Botschaften in besetztes palästinensisches Gebiet verlegt werden. 
Im Westjordanland nehmen die Siedlungen zu. Die Angriffe von Siedlern auf 
palästinensische Dörfer nehmen gerade in diesem Moment zu. Zwei Häuser werden von 
Siedlern belagert. Das israelische Militär unternimmt nichts, um den darin befindlichen 
Palästinensern zu helfen. Sie sind einer schweren Bedrohung ausgesetzt. Es wird nichts 
hinein- oder herausgelassen. Sie befinden sich in Belagerung. Und der Gazastreifen wird 
weiterhin auf die eine oder andere Weise bombardiert – es werden einfach keine 
grundlegenden Versorgungsleistungen zugelassen und kein Wiederaufbau gestattet. Er 
befindet sich in einem Stillstand. Was ist nun das Problem mit dem 15-Punkte-Plan? Das ist 
die eigentliche Frage. Tatsächlich verlangt Benjamin Netanjahu das Unmögliche. Er fordert 
im Grunde von den Palästinensern – nicht nur von der Hamas, sondern vom gesamten 
palästinensischen Widerstand –, sich zu entwaffnen; im Grunde ihre Waffen abzugeben und 
sich der Gnade der Israelis auszuliefern. Das ist es, was er von ihnen verlangt. Und er sagt 
damit im Grunde, dass praktisch keine palästinensische Widerstandsgruppe – weder die 
Hamas noch der Islamische Dschihad, keine dieser Gruppen, weder die Volksfront noch die 
Demokratische Front, ja nicht einmal Teile der Fatah – eine politische Rolle spielen darf. Es 
geht also nicht nur um Entwaffnung, das heißt, sich zu ergeben und sich der Gnade der 
Israelis auszuliefern, sondern es wird auch keinen Verhandlungspartner geben. Die Israelis 
und Amerikaner werden sich aussuchen, mit wem sie sprechen wollen. Diese Idee der 
Technokratie ist sehr gefährlich, weil wer ist der Technokrat? Wer darf entscheiden, wer der 
Technokrat ist? Das werden die Israelis und die Vereinigten Staaten sein. Das bedeutet also 
vollständige Entwaffnung. Die vollständige Auflösung der politischen Strukturen der 
Palästinenser, die sich gänzlich der Gnade Israels ausliefern. Wo sind die Beweise dafür, dass 
Israel gnädig sein wird? Ich nehme diesen Begriff hier einmal ganz wörtlich. Wo gibt es 
Beweise für wahre Gnade? Es gibt keinen Beweis. Daher kann die Forderung von Herrn 
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Netanjahu, die auf einer vollständigen Kapitulation beruht, von den Palästinensern niemals 
erfüllt werden. Die Palästinenser vertrauen nicht darauf, dass die Israelis gnädig sein werden. 
Ich meine, sie haben ihre Würde. Sie kämpfen für ihre durch das Völkerrecht verankerten 
Rechte. Warum sollten sie sich also ergeben? Es gibt keinen Grund dafür. Deshalb sagen sie: 
Lassen Sie uns nun zum 15-Punkte-Programm übergehen. Lassen Sie uns diesen 
15-Punkte-Plan umsetzen. Netanjahu sagt: Nein, legen Sie Ihre Schwerter und Schilde zu 
meinen Füßen nieder; erst wenn Sie das getan haben, können wir über die 15 Punkte 
nachdenken. Dies ist eine absolut ausweglose Pattsituation. Es gibt keinen Weg nach vorn. 
Der Vorschlag der Israelis ist für die Palästinenser praktisch unmöglich zu akzeptieren. Der 
Vorschlag der Palästinenser ist für die Israelis hingegen vernünftig: In Ordnung, Sie verfügen 
über organisierte politische Kräfte, wir werden mit Ihnen verhandeln. Sie sind im Grunde 
genommen relativ besiegt worden. Sie können Ihre Waffen behalten. Niemand schießt, es 
herrscht Waffenstillstand. Sie sind besiegt worden, aber lassen Sie uns nun verhandeln. 
Lassen Sie uns einen Weg nach vorn finden. Lassen Sie uns versuchen, die Kinder zur Schule 
zu bringen und so weiter. Nichts. Die Israelis sagen nichts. Nichts. Keine Schulen, gar nichts. 

ZR: Israel steuert auf eine Wahl im Oktober zu, wobei Premierminister Benjamin Netanjahu 
politisch weiterhin angreifbar ist und sich aus den jüngsten Umfragen keine klare 
Regierungsmehrheit abzeichnet. Gleichzeitig verschärft sich ein wesentlicher Widerspruch 
innerhalb seiner Koalition weiter. Nach Jahren des Krieges erklärt das israelische Militär, es 
benötige dringend Tausende zusätzlicher Soldaten, während Netanjahu weiterhin von anderen 
orthodoxen Parteien abhängig ist, die verlangen, vor militärischen Verpflichtungen geschützt 
zu werden. Israel ist zudem weitgehend aus dem direkten Kriegsschauplatz gegen den Iran 
verschwunden, während hochrangige Mitglieder der Regierung Netanjahu offenbar 
bevorzugen, dass stattdessen die Vereinigten Staaten den Kampf gegen den Iran fortsetzen. 
Im vergangenen Monat erklärte beispielsweise Finanzminister Bezalel Smotrich, Israel habe, 
Zitat, „kein Interesse“, Zitatende, daran, sich an der aktuellen Konfrontation zwischen den 
USA und dem Iran zu beteiligen, und bezeichnete eine Situation, in der die Vereinigten 
Staaten gegen den Iran kämpfen, während Israel sich aus der direkten Konfrontation 
heraushält, als die, Zitat, „beste Situation für Israel“, Zitatende. Der israelische 
Verteidigungsminister Israel Katz erklärte daraufhin, Israel wolle iranische Ziele angreifen, 
doch Washington hindere es daran – aus Sorge vor iranischen Vergeltungsmaßnahmen und 
den Folgen für den globalen Ölmarkt. Sie haben bereits einen Widerspruch angesprochen. 
Meines Wissens nach möchte Trump beispielsweise, dass Israel, der Gazastreifen und die 
Hamas einen gleichzeitigen Ansatz verfolgen. Die Hamas legt ihre Waffen nieder, während 
sich Israel zurückzieht. Und hier kann man einen Widerspruch erkennen: Israel möchte, dass 
die Vereinigten Staaten weiterhin in seinen Krieg verwickelt bleiben, weil dies Netanjahu 
politisch zugutekommt – man könnte sagen, dem gesamten Establishment –, und ein weiterer 
Widerspruch zeigt sich in der Lage im Gazastreifen. Wie wird der Widerspruch in Zukunft 
weiterwirken? 

VP: Zuerst möchte ich sagen, dass Herr Netanjahu politisch gesehen ein Überlebenskünstler 
ist, aber lassen wir Herrn Netanjahu einmal beiseite. Derzeit ist Gadi Eisenkot der 
glaubwürdigste Anwärter auf das Amt des Ministerpräsidenten. Gadi Eisenkot war General 
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bei den israelischen Streitkräften. Nach dem 7. Oktober 2023 erklärte Gadi Eisenkot, dass die 
Frage eines palästinensischen Staates nicht mehr relevant sei. Seine 
Meinungsverschiedenheiten mit Herrn Netanjahu betreffen innenpolitische Themen, 
insbesondere die Korruption von Herrn Netanjahu; er befürchtet, dass die Polarisierung 
innerhalb Israels die Fähigkeit der israelischen Armee schwächt, ihren Auftrag in Bezug auf 
die Palästinenser zu erfüllen. Daher möchte er die Israelis vereinen. Ich glaube daher nicht, 
dass die Wahl wirklich einen Weg für weitere Verhandlungen eröffnen wird. Gadi Eisenkot ist 
in dieser Frage ebenso ein Hardliner wie Benjamin Netanjahu, ein ebenso unnachgiebiger 
Verfechter seiner Linie. Seine Partei, die Yashar-Partei, verfügt derzeit über 24 Sitze in der 
Knesset. Netanjahus Partei, der Likud, hat 22 Sitze. Er verfügt also bereits über mehr Sitze 
als Herr Netanjahu in dieser Knesset, doch ihm fehlt die Art von Koalition, die Netanjahu – 
ein erstaunlicher Überlebenskünstler – zusammenstellen kann. Es wird also entweder wieder 
Netanjahu sein oder Gadi Eisenkot. Naftali Bennett, der als Vertreter der extremen Rechten 
gilt und noch weiter rechts steht als Netanjahu, könnte Herrn Netanjahu im rechten Lager 
herausfordern, doch ich glaube nicht, dass dies für uns von Bedeutung ist. Es ist mir 
gleichgültig, wer Premierminister von Israel wird. Das ist Sache des israelischen Volkes. 
Doch ob nun Naftali Bennett, Benjamin Netanjahu oder Gadi Eisenkot – für die Palästinenser 
macht das keinen Unterschied. Alle drei sind im Grunde der Ansicht, dass die Frage nach 
einem palästinensischen Staat – wie Eisenkot es formulierte – für denjenigen, der, in 
Anführungszeichen, „der liberalste der drei“ ist, nicht mehr relevant ist. 

Was bedeutet das nun für die Palästinenser? Es bedeutet überhaupt nichts. Die israelische 
Linke ist völlig an den Rand gedrängt worden. Sie spielt hier keine Rolle, und die arabischen 
Parteien werden bei der Regierungsbildung keine Rolle spielen. Das glaube ich nicht. Selbst 
wenn sich die arabische Fraktion, die noch einige Zeit abwarten wird, mit Gadi Eisenkot 
verbündet, wird dies keinen Einfluss auf dessen Politik haben, weil er in diesen Fragen 
ebenso unnachgiebig ist wie Benjamin Netanjahu. Daher glaube ich nicht, dass diese Wahl 
etwas bewirken wird. Es gibt hier keine Möglichkeit, den gordischen Knoten zu lösen. Diese 
Vorstellung, dass die Hamas kapitulieren muss, dass der gesamte Widerstand als 
Vorbedingung kapitulieren muss, wird dies verhindern – das ist der gordische Knoten. Und so 
gibt es keinen Fortschritt. Leider bin ich derzeit recht pessimistisch: Solange es keinen 
starken Druck von außen gibt – Boykotte gegen Israel, die vollständige Einstellung 
bestimmter Handelsbeziehungen mit Israel –, wird es nicht funktionieren. Doch hier liegt das 
Problem. Ich habe gerade die Isaak-Abkommen in Lateinamerika erwähnt. In Kolumbien hat 
eine rechtsgerichtete Regierung unter Abelardo de la Espriella die Macht übernommen. Er 
hat den Posten übernommen, den zuvor Gustavo Petro innehatte. Petro hatte Kolumbien in 
den Südafrika-Prozess gegen Israel eingebracht. Petro hatte die Kohleexporte nach Israel 
eingestellt. De la Espriella wird all das wieder in Gang setzen; er hat bereits ein Dekret 
unterzeichnet, in dem Kolumbien Israels Besitz der Golanhöhen anerkennt; die Beziehungen 
wurden bereits wieder aufgenommen, und Kolumbien wird den Isaak-Abkommen beitreten. 
Ich gehe nicht davon aus, dass es zu einer Isolation Israels kommen wird und dass der externe 
Druck somit Wirkung zeigen wird, aber wir müssen tatsächlich darauf aufbauen. Wir müssen 
diesen Druck irgendwie nutzen.  
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ZR: Was halten Sie jedoch von diesem Widerspruch? Es ist Trumps Friedensplan, es ist sein 
Friedensgremium, das einen großen Erfolg erzielen möchte – und Gaza könnte beispielsweise 
ein solcher Erfolg sein –, doch Israel lehnt dies weiterhin ab. Andererseits befindet sich 
Trump nun in einer Zwickmühle, denn aufgrund der wirtschaftlichen Lage und der 
bevorstehenden Zwischenwahlen gibt es keine Möglichkeit, einen Regimewechsel im Iran 
herbeizuführen. Israel hingegen möchte, dass der Krieg mit dem Iran weitergeht. Glauben 
Sie, dass diese Widersprüche lediglich oberflächlich bestehen? Schließlich haben wir, wie Sie 
bereits sagten, auf internationaler Ebene immer wieder beobachten können, dass die 
Vereinigten Staaten, wann immer Israel zur Rechenschaft gezogen wird, jegliche 
Rechenschaftspflicht untergraben – sei es durch den Internationalen Gerichtshof, von dem 
Marco Rubio sagte, er werde Stein für Stein abgetragen, oder in jeglicher anderer Form, sei 
es durch Francesca Albanese, gegen die die USA Sanktionen verhängt haben. Glauben Sie 
also, dass dies nur oberflächlich ist und dass die Vereinigten Staaten und Israel – zumindest 
geopolitisch gesehen – tatsächlich keine Widersprüche aufweisen? 

VP: Sie müssen verstehen, dass es keinen wirklichen Widerspruch gibt, okay? Das wird stark 
übertrieben. Die USA wollen hier eine Lösung erzielen, Israel sagt Nein – das sind 
Meinungsverschiedenheiten. Meinungsverschiedenheiten sind nicht zwangsläufig 
Widersprüche. Sie sind sich in taktischen Fragen uneinig. Strategisch gesehen besteht 
Einigkeit. Die US-Regierung will den Iran zerschlagen, einen Regimewechsel im Iran 
herbeiführen, den Pseudokönig zurückbringen, und die US-Regierung will die Palästinenser 
zerschlagen. Wo liegt da der Widerspruch? Israel stimmt derselben Strategie und demselben 
Ziel zu und wendet mit absoluter Gewalt dieselbe Strategie an, um dasselbe Ziel zu erreichen. 
Es ist lediglich so, dass sie sich in der Taktik nicht einig sind. Taktisch gesehen sagen die 
Vereinigten Staaten: Lassen Sie uns in Palästina vorerst die Lage beruhigen – wir haben sie 
bereits zerschlagen –, konzentrieren wir uns auf den Iran, gewähren wir den Arabern am Golf 
einen Erfolg und lassen wir die Katarer zum Wiederaufbau eintreffen. Doch die Israelis sind 
gegen jeglichen Wiederaufbau im Gazastreifen und blockieren daher die Katarer. Die Katarer 
sind in Bezug auf Palästina verärgert über die Vereinigten Staaten, und nun sind sie auch in 
Bezug auf den Iran verärgert über die USA, da Katar mittlerweile dafür plädiert, dass der 
US-Stützpunkt möglicherweise geschlossen werden sollte. Taktisch gesehen möchten die 
Vereinigten Staaten also, dass Israel sich zurückhält und die Aufmerksamkeit der arabischen 
Golfstaaten auf diesen Bereich lenkt. Doch nein, die Israelis lassen den USA keine 
Atempause, was jedoch nicht bedeutet, dass es Unterschiede hinsichtlich der Ergebnisse oder 
der Strategie gäbe. Sie sind sich einig. 

ZR: Lassen Sie uns die Außenpolitik der USA mit ihrer Innenpolitik in Verbindung bringen. 
Der Krieg gegen den Iran wird für Washington – nur wenige Monate vor den 
Zwischenwahlen – sowohl wirtschaftlich als auch politisch immer kostspieliger. Ende Juli 
schätzte das Pentagon die direkten militärischen Kosten des Krieges auf rund 37,5 Milliarden 
Dollar, während höhere Energiepreise den Druck auf die Lebenshaltungskosten weiter erhöht 
haben. Eine vom 29. Juli bis zum 3. August durchgeführte Umfrage ergab, dass nur 16 % der 
Demokraten eine Fortsetzung der militärischen und wirtschaftlichen Hilfe für Israel 
befürworten, während 57 % dagegen sind. Auch auf wahlpolitischer Ebene sehen wir 

9 



 

Veränderungen. Am 4. August gewann Abdul El-Sayed die Vorwahl der Demokraten für den 
Senat in Michigan, eine Woche später folgte Peggy Flanagan in Minnesota. Beide setzen sich 
in ihrem Wahlkampf für „Medicare for All“, die Bekämpfung wirtschaftlicher Ungleichheit 
und des Einflusses von Konzernen, die Ablehnung des Iran-Kriegs sowie die Beendigung 
oder Einschränkung der US-Militärhilfe für Israel ein. Diese Entwicklungen folgen auf den 
Sieg von Zohran Mamdani bei der New Yorker Bürgermeisterwahl im vergangenen 
November, bei der er mit einer ähnlichen Kombination aus wirtschaftlichen Themen und der 
Ablehnung der US-Unterstützung für Israel Wahlkampf führte. Wir haben in der 
Vergangenheit bereits politische Aufschwünge im Zusammenhang mit 
Antikriegsbestrebungen und wirtschaftlicher Gerechtigkeit erlebt, unter anderem während des 
Aufstiegs von Barack Obama und sogar im Wahlkampf von Donald Trump, in dem für 
Frieden, ein Ende der militärischen Interventionen im Nahen Osten und eine Konzentration 
auf innenpolitische Themen plädiert wurde. Schätzen Sie darin eine weitere Ausprägung 
desselben wiederkehrenden politischen Trends? Oder erleben wir diesmal etwas grundlegend 
anderes? 

VP: Es fällt mir sehr schwer, das einzuschätzen. Ich beobachte das Ganze aus der Ferne, 
genau wie Sie, und es ist interessant, diese Siege von Menschen zu verfolgen, die sich ganz 
offen als Sozialisten bezeichnen. Sie sagen: Wir sind Sozialisten. Das sind sehr, sehr 
interessante Entwicklungen, und ich zögere, zu behaupten, dass dies ein landesweites 
Phänomen darstellen wird, da alle Gebiete, in denen die Sozialisten gewinnen, demografisch 
gesehen auch für diese Kandidaten günstig sind. Es handelt sich um städtische Gebiete mit 
einem hohen Anteil an Menschen mit Hochschulabschluss; dort gibt es zudem alte 
Traditionen der Arbeiterklasse, die ihre Verbindung zu den Gewerkschaften und dergleichen 
noch nicht verloren haben. In Michigan und in Minnesota gibt es eine große Zahl von 
Migranten sowie von Menschen mit islamischem Hintergrund, seien es somalische 
Gemeinschaften, Jemeniten oder die verschiedenen arabischen Gemeinschaften in Michigan. 
Wir sprechen hier von ganz bestimmten Orten. Die Vereinigten Staaten sind riesig. In 
Arkansas oder in New Mexico werden noch keine Sozialisten gewählt, noch nicht. Diese 
Gebiete sind nach wie vor ziemlich konservativ und verfolgen eine recht geradlinige, auf das 
Wesentliche ausgerichtete Politik. Ich denke, Trump wird bei Themen wie den Protesten 
gegen Rechenzentren mit einer anderen Art von Problem konfrontiert sein: Die Menschen 
protestieren dagegen, dass Wasser für Rechenzentren verwendet wird. Die Frage der 
Arbeitslosigkeit wird meiner Meinung nach für die Trump-Anhänger weiterhin ein Thema 
bleiben. Vielleicht werden sie noch einen Wahlzyklus lang dieses Argument vorbringen und 
behaupten, dies hänge mit Migranten zusammen, aber irgendwann wird es an 
Überzeugungskraft verlieren. Das Argument, dass es die Migranten sind, die Ihnen den 
Arbeitsplatz wegnehmen, wird an Glaubwürdigkeit verlieren. Doch vielleicht können sie 
noch ein oder zwei weitere Wahlzyklen lang mit diesem Argument aufwarten. Ich halte das 
für möglich. 

Ich denke also, man sollte vorsichtig sein, nicht zu viel in diese Wahlsiege in New York, in 
Michigan, in Minnesota, im Norden von New York und so weiter hineinzuinterpretieren; wir 
sollten uns dessen bewusst sein. Aber ich bin auch optimistisch, dass, wenn zehn, 15 oder 20 
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dieser Sozialisten in den US-Kongress gelangen, dies die größte Anzahl selbsternannter 
Sozialisten in der US-Legislative sein wird. Sie werden Einfluss ausüben. Unabhängig davon, 
was man von Alexandria Ocasio-Cortez hält – und sie hat sich bei vielen Gelegenheiten als 
gemäßigt bis Mitte-rechts positioniert –, identifiziert sie sich nach wie vor als Mitglied der 
„Democratic Socialists of America“ und ist in gewisser Weise wahrscheinlich diejenige unter 
diesen Personen, die am ehesten dem politischen Mainstream entspricht. Daher würde ich 
nicht sagen, dass sie alle Feinde sind. Meiner Meinung nach wird ihr Einzug in den Kongress 
die Lage verkomplizieren. Wird es gelingen, die Militarisierung und den Einsatz militärischer 
Gewalt ausreichend zu verlangsamen? Das glaube ich nicht wirklich. Die Versuche, den 
US-Präsidenten zur Einhaltung des War Powers Act und dergleichen zu bewegen, haben 
meiner Ansicht nach nicht wirklich Früchte getragen. Im Fall des Iran haben sie versucht, den 
War Powers Act durchzusetzen; das hat nicht wirklich funktioniert. Aber ich bin wirklich 
sehr optimistisch, wenn es darum geht, dass diese – sagen wir mal – Gruppe in den 
US-Kongress einzieht. Und lassen Sie uns abwarten, was sie tun werden, denn wir befinden 
uns hier auf unbekanntem Terrain, nicht wahr? Es ist ja nicht so, als hätte es jemals eine 
solche Gruppe im US-Kongress gegeben. 

ZR: Ich möchte nun zu einem anderen außenpolitischen Thema übergehen, nämlich 
Venezuela. Anfang dieses Jahres kam es zur Entführung von Nicolás Maduro, anschließend 
übernahm Delcy Rodríguez die Macht. Daraufhin kam es nach und nach zu einer Öffnung – 
oder zumindest zur Ankündigung einer solchen – des Ölsektors gegenüber ausländischen 
Investoren. Beim jüngsten Erdbeben schließlich haben die Vereinigten Staaten mit der 
venezolanischen Regierung zusammengearbeitet und sie bei Hilfsmaßnahmen unterstützt. 
Meinen Sie, dass die venezolanische Regierung die sozialistischen Ideale der Revolution, die 
Hugo Chávez eingeführt hatte, aufgegeben und sich den privaten Interessen der Vereinigten 
Staaten unterworfen hat? 

VP: Zuerst muss man verstehen, dass Venezuela immer ein Prozess war, eine Reise, und dass 
es stets einen Klassenkampf hinsichtlich der eigenen Politik gab – und dieser Klassenkampf 
hat sich nun viel deutlicher manifestiert. Wie Sie wissen, gibt es einen sehr großen Teil der 
Bevölkerung, der durch die Politik von Hugo Chávez – eine Politik, die von Nicolás Maduro 
fortgeführt wurde – gewissermaßen fast emanzipiert wurde: die Programme gegen Hunger, 
Analphabetismus, für den Wohnungsbau und so weiter. Diese geschaffene Basis bildet die 
chavistische Basis. In gewisser Weise sind diese Menschen sehr politisiert und haben ein 
Bewusstsein für internationale Ereignisse entwickelt. Als Chávez beispielsweise 2009 die 
Beziehungen zu Israel abbrach, entwickelte dies eine große Resonanz, weil noch Jahre später 
bei Kundgebungen – bei Chavista-Kundgebungen – palästinensische Flaggen und 
dergleichen zu sehen waren; diese Ideen der internationalen Solidarität und dergleichen 
hatten einen massenhaften Charakter. 

Mit der Entführung von Nicolás Maduro ist absolut deutlich geworden, dass die Positionen 
der Chavisten-Basis in den Hintergrund gerückt sind. Dies mag nun praktische Gründe haben, 
da die derzeitige Regierung einen groß angelegten Angriff der USA befürchtet. Es könnte 
praktische Gründe haben, es könnte programmatisch bedingt sein, oder es könnte daran 
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liegen, dass sie tatsächlich der Ansicht sind, es sei eine gute Idee, ausländische Investitionen 
in den Ölsektor zu bringen, vielleicht halten sie es für sinnvoll, sich in bestimmten Fragen mit 
den Vereinigten Staaten zu verbünden. Das lässt sich nur schwer sagen, da wir hier lediglich 
Motive unterstellen. Tatsache ist, dass sie eine Haltung eingenommen haben, die die 
chavistische Basis in vielen Fragen – insbesondere beim Gesetz über Kohlenwasserstoffe – 
praktisch beiseite schiebt. Das ist der entscheidende Punkt. Und dann bedeutet diese Öffnung 
gegenüber Israel tatsächlich einen Rückzug von einigen Positionen Hugo Chávez. Aber auch 
hier glaube ich nicht, dass bereits klar ist, welche Beweggründe dahinterstehen. Handelt es 
sich lediglich um Pragmatismus, dass sie die erzielten Errungenschaften so weit wie möglich 
bewahren und Verhandlungen führen wollen, um den Anschein zu erwecken, als seien sie zur 
Zusammenarbeit mit den USA bereit, während sie gleichzeitig die Wirtschaft stabilisieren 
usw.? Ich weiß es nicht. Wer hat das Trojanische Pferd gebaut?! Und wer befindet sich 
darin?! Handelt es sich um ein US-Trojanisches Pferd oder um ein chavistisches Trojanisches 
Pferd? Ich halte dies für etwas unklar; und wir sollten keine Motive unterstellen. Ich kenne 
diese Personen persönlich; ich kenne Delcy Rodríguez, ich stand mit ihr auf der Bühne, habe 
ein Gespräch mit ihr geführt und so weiter. Ich habe ihren Bruder Jorge Rodríguez 
kennengelernt, ich kenne Diosdado Cabello – diese drei haben die Verantwortung inne. Ich 
habe keine wirklich klare Vorstellung davon, welche Strategie hinter ihrem Handeln steckt. 
Ist es ein Verrat an der chavistischen Basis? Das möchte ich nicht behaupten, denn vielleicht 
handelt es sich hier lediglich um eine praktische Maßnahme, bei der sie der Ansicht sind, 
dass es derzeit keine andere Option gibt, und dass sie irgendwann wieder umschwenken 
können; es ist ein taktischer Rückzug… Das weiß ich nicht, weil sie nicht an die 
Öffentlichkeit treten und erklären, was sie tun. Sie handeln einfach; sie haben keine Rede 
gehalten, in der sie sagten: Liebe Bevölkerung Venezuelas, aus diesem Grund hatten wir die 
Israelis im Land. Aus diesem Grund haben wir US-Hubschraubern die Landung hier gestattet. 
Aus diesem Grund haben wir unsere Gesetze zu Mineralien und Metallen geändert. Ich weiß 
es nicht. 

ZR: Lassen Sie uns das Interview mit einem Thema abschließen, das Sie bereits 
angesprochen haben, nämlich der Ukraine. Nach Angaben des Institute for the Study of War 
hat Russland bis Ende Juli 2026 netto nur etwa 81 Quadratkilometer an Territorium 
hinzugewonnen. Die Ukraine gab unterdessen im August bekannt, dass sie in diesem Jahr 
rund 745 Quadratkilometer zurückerobert habe. Gleichzeitig dominiert in den westlichen 
Medien die Darstellung, dass die Ukraine mit Langstrecken-Drohnenangriffen tief im 
russischen Hoheitsgebiet beträchtliche Erfolge erzielt habe. Im Juli erreichten ukrainische 
Drohnen die Raffinerie in Omsk, die etwa 2.700 km vom ukrainisch kontrollierten Gebiet 
entfernt liegt, während die umfassendere Kampagne auf Marinestützpunkte, 
Logistikeinrichtungen wie Wildberries, Ölraffinerien und Energieinfrastruktur in ganz 
Russland abzielte. Diese Angriffe verursachen zudem gefährliche Störungen, darunter 
regionale Kraftstoffengpässe. Unterdessen setzt Russland seine groß angelegten Drohnen- 
und ballistischen Raketenangriffe auf ukrainische Städte und Infrastruktur fort. Auch in 
Deutschland findet im Hintergrund eine umfassende Militarisierung statt. Die 
Militärausgaben sind bis 2026 auf rund 124 Milliarden Euro gestiegen – etwa das Doppelte 
des Niveaus von 2022 –, während weitere 11,5 Milliarden Euro zur Stützung der Ukraine 
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bereitgestellt wurden. Im August genehmigte die Regierung zudem Pläne zur erheblichen 
Ausweitung der Befugnisse des BND, des deutschen Auslandsgeheimdienstes, einschließlich 
Hacking, offensiver Cyberoperationen und einer umfassenderen Überwachung. Gleichzeitig 
treibt Berlin umfassende Reformen seines Sozialsystems voran, die Kürzungen bei Renten, 
Gesundheitsversorgung, Sozialleistungen und auf dem Arbeitsmarkt vorsehen. Erstens: 
Glauben Sie, dass die Ukraine mit diesen neuen technologischen Fähigkeiten das Blatt des 
Krieges zu ihren Gunsten gewendet hat? Und zweitens: Glauben Sie, dass Russland einen 
europäischen NATO-Mitgliedstaat angreifen könnte, um eine Abschreckung gegen die 
Ausweitung der ukrainischen Fernkampfmaßnahmen zu erreichen, die immer tiefer in das 
eigene Staatsgebiet vordringen? 

VP: Die Ausweitung dieses Konflikts beunruhigt mich aufrichtig sehr, sehr, sehr stark. Ich 
glaube, dass die Menschen im westlichen Teil Europas die Schwere der Geschehnisse nicht 
begreifen. Dieser Aufrüstungsschub im Rahmen der „ReArm Europe“-Initiative ist erstens 
wirtschaftlich gesehen ein absoluter Albtraum. Die Ausgaben für Rüstung steigen auf fünf bis 
sechs Prozent des BIP; dies wird zu erheblichen Einbußen bei der Sozialfürsorge, der 
Infrastruktur und dem Nettoanlagevermögen führen. Ihre Bruttoinvestitionen werden 
zurückgehen. In Ländern wie Großbritannien beträgt der Anteil des BIP, der für die Rüstung 
aufgewendet wird, etwa acht Prozent, in China sind es 40 %. Allein dadurch befinden Sie 
sich bereits in einer katastrophalen wirtschaftlichen Lage. Russland zusätzlich zu 
provozieren, halte ich für sehr gefährlich, denn meiner Meinung nach sind die Russen 
offenbar durchaus bereit, sich mit den Ukrainern und vielleicht auch anderen an einen Tisch 
zu setzen, um eine Einigung zu erzielen. Sie haben dies offenbar mehrfach angedeutet – ich 
habe kürzlich erneut gehört, wie Lawrow sagte, dass sie bereit sind, diesen Konflikt 
beizulegen. Wie Sie sagen, sind die territorialen Gewinne minimal. Sie streben nach 
Sicherheit. Das betonen sie immer wieder – warum das nicht vielmehr zu einem 
Friedensabkommen führt, ist mir unverständlich. Russland scheint nicht vorzuhaben, seine 
Panzer nach Paris zu fahren. Wenn es in der Ukraine nur einen geringen prozentualen Gewinn 
erzielen kann, wie soll es dann in Berlin einen Angriff durchführen? Das wird zum jetzigen 
Zeitpunkt einfach nicht geschehen. 

In diesem Sinne bedeutet eine Provokation Russlands also: Wenn sich Russland bedroht fühlt 
– etwa durch die Stationierung von Mittelstrecken-Atomwaffen in den baltischen Staaten und 
dergleichen –, würde es dann nicht eine Mittelstrecken-Atomwaffe auf einen Teil 
Westeuropas abfeuern? Warum sollte man das provozieren? Wohin führt das? Die meiner 
Meinung nach fehlende Ernsthaftigkeit in dieser Angelegenheit erscheint mir unglaublich. Es 
gibt keinen Staats- oder Regierungschef in Westeuropa – sei es in den skandinavischen 
Ländern, in Frankreich oder in Deutschland –, der nicht noch kriegerischer wäre als der 
andere. Das erscheint mir sehr bedauerlich. Und ich hoffe sehr, dass im verbleibenden Teil 
dieses Jahres, im letzten Halbjahr – im September und Oktober, bevor der Winter eintritt –, 
ernsthaft darüber nachgedacht wird und Druck auf Herrn Selenskyj ausgeübt wird, diesen 
Konflikt zu beenden. Ich glaube, Boris Johnson und andere haben den Konflikt angeheizt. Zu 
einem bestimmten Zeitpunkt hätte er beendet werden können. Das wissen wir jetzt. Und dies 
weiterhin zu provozieren und über das – sagen wir – ohnehin schon schreckliche 
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Blutvergießen auf dem Schlachtfeld hinauszugehen, ist sehr gefährlich. Und ich verstehe es 
einfach nicht, Zain, warum Merz und andere, die in ihrem Verständnis der Weltpolitik so 
oberflächlich sind, nicht bereit sind, dies ernst zu nehmen und zu sagen: Lassen Sie uns das 
jetzt beenden. 

ZR: Vijay Prashad, Autor und Historiker, vielen Dank für Ihre Zeit und Ihre Einblicke. Ich 
hoffe, Sie bald wieder interviewen zu dürfen. 

VP: Ja, vielen Dank. 

ZR: Und vielen Dank für Ihr Interesse. Wenn Ihnen die journalistische Arbeit gefällt, die wir 
in diesem Video geleistet haben, und Sie uns auch in Zukunft folgen möchten, klicken Sie 
bitte unbedingt auf den Abonnieren-Button unten. Und vergessen Sie nicht, uns eine Spende 
zukommen zu lassen. Wir nehmen kein Geld von Konzernen oder Regierungen an – alles mit 
dem Ziel, Ihnen Informationen zu liefern, die frei von jeglichem externen Einfluss sind. Ich 
danke Ihnen für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung. Ich bin Zain Raza, bis zum nächsten 
Mal. 
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Link: Klicken Sie hier 
 

  
 

Der Verein acTVism Munich e.V. ist ein gemeinnütziger, rechtsfähiger Verein. Der Verein verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke. Spenden aus Deutschland sind steuerlich absetzbar.  
Falls Sie eine Spendenbescheinigung benötigen, senden Sie uns bitte eine E-Mail an: info@acTVism.org 
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